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Anhand der Neuerungen im Steuerrecht zu Beginn des Jahres 2014 kann 
man klar erkennen, dass auf Bundesebene die Wahlen geschlagen sind. 
Jetzt kommen Steuerbelastungen und von den angekündigten Steuer-
Entlastungen ist leider wenig übrig geblieben. Dafür überschlagen sich 
die Medien mit ständig neuen Horrormeldungen, was die Abwicklung bzw. 
Insolvenz der Hypo Alpe Adria den Steuerzahler kosten wird. Die Budget-
situation in Österreich bleibt unter anderem auch wohl daher künftig an-
gespannt, Entlastungen sind kaum zu erwarten.

In der vorliegenden Ausgabe werden aktuelle Änderungen der Steuer-
gesetzgebung dargestellt. Ein Beitrag konzentriert sich dabei auf die 
Auswirkungen im Bereich der Einkommensteuer sowie weiterer Neuerun-
gen wie den Handwerkerbonus, die Gesellschaftsteuer und das GmbH-
Gesetz. Über die neue Umsatzsteuerbetrugsbekämpfungsverordnung 
sowie weitere Anpassungen im Bereich der Umsatzsteuer wird ebenfalls 
kurz und prägnant berichtet.

Das KfZ im Steuerrecht ist immer wieder ein spannendes Thema. Hierzu 
finden Sie einen Artikel über die Anforderungen, die ein ordnungsgemäß 
geführtes Fahrtenbuch aufweisen muß und außerdem einen Beitrag über 
Leasing von Fahrzeugen. 

Unser Partner Steuerberater Dr. Peter Pülzl informiert über allgemei-
ne Erklärungspflichten in Zusammenhang mit der Voranmeldung und  
Jahreserklärung der Umsatzsteuer und die Meldepflicht bei Schenkungen.

Abgerundet wird diese Ausgabe Nr. 74 der Steuern & Trends von sehr in-
teressanten Beiträgen unserer Personalverrechnung zu vielen praxisbe-
zogenen Fragestellungen rund um die Mitarbeiter.

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Lesen unserer Kanzleizeitung.

Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner
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Wir 
Gratulieren

Frau Stb. MMag. Barbara Stemper aus Mittersill 
und Herrn Stb. Mag. Julian Holleis aus Krimml

... zur erfolgreichen Ablegung 
der Steuerberaterprüfung

Bgm.  Dr. Wolfgang  Viertler  und 
Bgm. Erich Czerny gratulierten  
Frau Stb. MMag. Barbara Stemper 
aus Mittersill und Herrn Stb. Mag. 
Julian Holleis aus Krimml zur er-
folgreichen Ablegung der Steu-
erberaterprüfung und wünschen 
der Fritzenwallner-Gandler Wirt-
schaftstreuhand und Steuerbe-
ratungs mbH weiterhin viel Erfolg. 
Seit nunmehr 35 Jahren  hat sich 
das Einmannn-Steuerbüro in Neu-
kirchen im Laufe der Jahre zu ei-
nem Wirtschaftsberatungsunter-

nehmen mit einem Führungsteam 
von mittlerweile  6 Steuerberatern 
und 28 bestausgebildeten Mitar-
beitern entwickelt. Kompetenz in 
Buchhaltung, Lohnverrechnung, 
Bilanzierung und Behandlung von 
Steuerfragen aller Art sind Grund-
voraussetzung. Die Erweiterung 
der Kanzlei durch die Eröffnung 
der Zweigstelle in Mittersill vor  
5 Jahren war die richtige Entschei-
dung zum richtigen Zeitpunkt. „Im 
Mittelpunkt unserer Überlegungen 
stand immer die bestmögliche Be-

treuung unserer Klienten. Die stei-
genden Kundenzahlen der letzten 
5 Jahre haben gezeigt, dass diese 
Entscheidung goldrichtig war!“ 
– so die Geschäftsführung Stb. 
Hermann Gandler und Stb. Mag. 
Thomas Fritzenwallner. „Wir sind 
sehr stolz so ein erfolgreiches 
Unternehmen  im Oberpinzgau zu 
haben“ – so die beiden Bürger-
meister Dr. Wolfgang Viertler und 
Bürgermeister Mag. Erich Czerny.

Bild: v.l.n.r.: Bgm. Dr. Wolfgang Viertler, Stb. Hermann Gandler, Stb. MMag. Barbara Stemper, 
Stb. Mag. Julian Holleis, Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner, Bgm. Mag. Erich Czerny

Insbesondere bei Einzel- und 
Kleinstunternehmen kann ein un-
vorhergesehenes Ereignis (z.B. eine 
schwere Krankheit, ein Unfall, die 

Insolvenz eines Kunden) existenz-
bedrohend sein. Um Härtefälle ab-
zumildern, kann die SVA daher vom 
1. Jänner bis 31. Dezember 2014 

in Notfällen Kleinverdienern eine 
Überbrückungshilfe leisten.

Voraussetzung geringes Einkommen:
Die Überbrückungshilfe kann bei 
außergewöhnlichen Ereignissen 
unter Berücksichtigung der Ver-
mögens- und Familienverhältnis-

se ausbezahlt werden, wenn das 
monatliche Nettoeinkommen unter 
EUR 1.126,– liegt. Diese Einkom-
mensgrenze erhöht sich für den 

Ehepartner (oder eingetragenen 
Partner) um EUR 483,– und für jedes 
unversorgte Kind um EUR 239,–.

Voraussetzung außergewöhnliches Ereignis:
Dies ist etwa eine Krankheit, die 
mehr als drei Monate dauert und 
zur Arbeitsunfähigkeit führt oder 
ein anderes Ereignis, das vom Ver-
sicherten „weder langfristig vor-
hersehbar noch beeinflussbar oder 
abwendbar“ war, wie z.B. hohe 

Außenstände, weil ein großer Auf-
traggeber insolvent wird oder eine 
Naturkatastrophe, welche die Be-
triebsstätte unbenutzbar macht.

Keine Überbrückungshilfe gibt es, 
wenn die Gründe für den finanziel-

len Engpass Teil des unternehme-
rischen Risikos sind – wenn also 
etwa die Aufträge oder die Kunden 
ausbleiben, oder das Geschäfts-
modell länger als erwartet braucht, 
um anzulaufen.

So sieht die Überbrückungshilfe aus:
Sie beträgt 50 Prozent der auf Basis 
der vorläufigen Beitragsgrundlage 
vorgeschriebenen Sozialversiche-
rungsbeiträge und wird einmalig 
und grundsätzlich für drei Monate 

(in besonders schweren Fällen für 
höchstens sechs Monate) dem Bei-
tragskonto gutgeschrieben.
Ein Antrag ist bis 30. Juni 2014 bei 
der zuständigen SVA-Landesstelle 

möglich. Für derartige Anträge ste-
hen wir sehr gerne unterstützend 
zur Verfügung.

Margit Wieser 

Überbrückungshilfe – Sozialver-
sicherung der gewerblichen Wirtschaft

Aktuelle Zinssätze beim Finanzamt

In existenzbedrohenden Fällen kann die SVA im Jahr 2014 für einige Monate eine 
Überbrückungshilfe in Höhe von 50 % der vorgeschriebenen Beiträge leisten.

Auf Grund der Fixierung des Basiszinssatzes mit einem Wert von - 0,12 % werden aktuell 
folgende Stundungszinsen für Abgabenschulden sowie Anspruchs- und Aussetzungs-
zinsen vom Finanzamt verrechnet. 

Basiszinssatz Stundungszinsen Aussetzungszinsen Anspruchszinsen Berufungszinsen

- 0,12 % 4,38 % 1,88 % 1,88 % 1,88 %
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Preise unter Vorjahresniveau 

In Berchtesgaden kann man der-
zeit um durchschnittlich 35 % bil-
liger nächtigen als im Jänner 2013. 
In St. Johann in Tirol um 27 % und 
im Schweizer Gstaad liegt der Preis 
für eine Übernachtung im Stan-
dard-Doppelzimmer um durch-
schnittlich 24 % unter dem Niveau 
des Vorjahres. 

Der heuer spät einsetzende 
Schneefall kann da als Erklärung 
nicht herangezogen werden, denn 
diese Entwicklung hat schon 2012 
eingesetzt und ist das Ergebnis 
einer längerfristigen Entwicklung. 
Dazu beigetragen hat die verbes-
serte Markttransparenz, die von 
den heute für Marktüberblick und 
Buchung überwiegend genutz-
ten Online-Plattformen ausgeht. 
Das wurde von dem mancherorts 
bestehenden Bettenüberange-
bot verstärkt. Das Aufkommen der 
Budget-Hotellerie, die mit einem 

Low-Service-Konzept auch nied-
rige Preise bietet, hat die Spirale 
weiter nach unten in Bewegung 
gesetzt und letztendlich hat die 
Wirtschaftskrise dazu geführt, 
dass der Konsument, der nicht auf 
seinen Urlaub verzichten wollte, 
ein vermehrtes Preisbewusstsein 
an den Tag legte. 

Aber ein durchaus wesentlicher Teil 
der Probleme ist hausgemacht. So 
mancher Hotelier hat angesichts 
der noch freien Betten zur Preis-
reduktion als absatzpolitisches 
Instrument gegriffen, dabei sämt-
liche Regeln der Preiskalkulation 
über Bord geworfen und damit auch 
gleich die Latte für seinen Mitbe-
werber niedriger gelegt.

Ein Umdenken ist dringend erfor-
derlich. Die Erosion der Preise hat 
bereits das wirtschaftliche Er-
gebnis (GOP/Zimmer) schrumpfen 

lassen. Noch haben die niedrigen 
Zinsen die Ertragslücken teilweise 
zugedeckt, aber Preisdisziplin und 
Preisstrategie sind dringend erfor-
derlich, um die Voraussetzung für 
eine gedeihliche Fortentwicklung 
zu schaffen.

Marke, Qualität und Unverwech-
selbarkeit müssen als Argument 
zählen und die Freundlichkeit und 
Gastfreundschaft darf in überwie-
gend von Familien geführten Unter-
nehmen nicht zu kurz kommen. Die-
se Leistung hat ihren Preis, der auch 
von preisbewussten Konsumenten 
akzeptiert wird, wenn Dienstleis-
tung und der dafür aufzuwendende 
Geldbetrag stimmen. Daran kann 
auch das Diktat von Vermittlungs-
plattformen wenig ändern.

Quelle: Österreichische 
Tourismusbank ÖHT Blog

Posted: 26 Jan 2014 10:13 AM PST

Die Gruber & Partner Unternehmensberatung GmbH analysiert gerne 

Ihr Zwischenergebnis der Wintersaison 2013/14 (z. B. auf Basis GOP/Zimmer) 

und unterstützt Sie bei der Definition von Zielen und deren Umsetzung.

Bernhard Gruber
Akademischer Unternehmensberater, CMC, CSE 

Wie sieht die Preisentwicklung für 
Übernachtungen in Zukunft aus?

Die Online-Plattform Trivago überrascht mit der Mitteilung, dass zum Jahresbeginn 2014 
in vielen deutschen, österreichischen und Schweizer Skiorten die Übernachtungspreise 
unter den Vorjahreswerten liegen. 

Bernhard Gruber 
Akademischer Unternehmens- 
berater, CMC, CSE
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Steuerliche Änderungen durch das 
Abgabenrechtsänderungsgesetz 2014
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Die Wahlen sind geschlagen und somit hat die Regierung erneut die Gunst der Stunde 
genutzt, diverse gesetzliche Änderungen zu beschließen, um den Budgetpfad einhalten 
zu können. Von den angekündigten Erleichterungen und Entlastungen vor der Wahl ist 
wenig übriggeblieben – wenigstens Eltern können sich über eine Erhöhung der Famili-
enbeihilfe von 4 % im Jahr 2014 freuen. In der folgenden Zusammenfassung werden die 
wesentlichen Gesetzesänderungen dargestellt.

Einkommensteuergesetz
1.	Entfall der Verrechnungs- und 

Vortragsgrenze von Verlusten bei 
der Ermittlung des Einkommens 
und Änderung bei Nachversteue-
rung von Auslandsverlusten

	 Die Verrechnungs- und Vortrags-
grenze in der Höhe von 75% der 
positiven Einkünfte bzw. des Ge-
samtbetrages der Einkünfte ent-
fällt ab der Veranlagung 2014. 
Dadurch wird die Ermittlung des 
Einkommens vereinfacht und Ver-
luste der Vorjahre in voller Höhe 
abzugsfähig. 

	 Für Verluste, welche in auslän-
dischen Betriebsstätten erzielt 
wurden, kommt es zu einer au-
tomatischen Nachversteuerung 
nach Ablauf von drei Jahren, wenn 
mit dem Betriebstättenstaat kei-
ne umfassende Amtshilfe be-
steht.

2.	Änderung bei Wertpapieren als 
begünstigte Wirtschaftsgüter für 
den investitionsbedingten Ge-
winnfreibetrag – begünstigt sind 
nur mehr Wohnbauanleihen

	 Zur Geltendmachung des inves-
titionsbedingten Gewinnfrei-
betrages sind nach derzeitiger 
Rechtslage Investitionen in be-
stimmte körperliche abnutzbare 
Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens oder Investitionen in be-

stimmte Wertpapiere erforderlich. 
Mit Inkrafttreten des neuen Geset-
zes sind nur mehr Investitionen in 
Wohnbauanleihen begünstigt und 
können für den Gewinnfreibetrag 
in Abzug gebracht werden. Bitte 
prüfen Sie, ob etwaige Dauerauf-
träge zur Beschaffung von Wert-
papieren bestehen und ob diese 
den neuen Anforderungen (WOHN-
BAUANLEIHEN) entsprechen.

3.	Abzinsung langfristiger Rückstel-
lungen entsprechen der jeweiligen 
Laufzeit mit einem Fixzinssatz

	 Rückstellungen sind mit dem Teil-
wert anzusetzen. Der Teilwert ist 
mit einem Zinssatz von 3,5% ab-
zuzinsen, sofern die Laufzeit der 
Rückstellung am Bilanzstichtag 
mehr als zwölf Monate beträgt. 
Die neue Regelung zur Abzinsung 
von Rückstellungen trägt der 
Laufzeit der zu bildenden Rück-
stellung Rechnung. Je kürzer die 
Laufzeit einer Rückstellung ist, 
umso höher ist der dotierte Rück-
stellungsbetrag. Aus Praktikabi-
litätsgründen wird auf eine jähr-
liche Anpassung des Zinssatzes 
verzichtet.

4.	Die Befristung der Solidarabgabe 
bis zum Jahr 2016 wird aufgehoben

	 Für sonstige Bezüge nach § 67 
Abs. 1 EStG 1988 innerhalb des 

Jahressechstels beträgt die 
Lohnsteuer nach Abzug der in § 
67 Abs. 12 EStG 1988 gennannten 
Beträge für die ersten 620 Euro 
(Freibetrag) 0%, für die nächsten 
24.380 Euro 6%, für die nächs-
ten 25.000 Euro 27% und für die 
nächsten 33.333 Euro 35,75%. Die 
ursprüngliche Befristung bis 2016 
wird aufgehoben, und die Solida-
rabgabe somit aus heutiger Sicht 
unbefristet ausgestaltet.

	 In Ergänzung dazu ist bei be-
trieblichen Einkünften der Ge-
winnfreibetrag abhängig von der 
Bemessungsgrundlage gestaf-
felt begrenzt. Die derzeit beste-
hende Befristung bis 2016 wird 
aufgehoben. Somit steht der 
volle Gewinnfreibetrag von 13% 
unbefristet nur bis zu einer Be-
messungsgrundlage von 175.000 
Euro zu. Für die nächsten 175.000 
Euro beträgt der Gewinnfreibetrag 
7% und für die darauffolgenden 
230.000 Euro nur mehr 4,5%. Da-
rüber kann kein Gewinnfreibetrag 
geltend gemacht werden, sodass 
insgesamt höchstens 45.350 Euro 
als Gewinnfreibetrag in einem 
Veranlagungsjahr geltend ge-
macht werden können.

Gesellschaftsteuer 
Abschaffung der 
Gesellschaftsteuer ab 2016
Mit 31.12.2015 wird für die Kapi-
talzuführung an inländische Kapi-
talgesellschaften und verdeckte 
Kapitalgesellschaften die Gesell-
schaftsteuerpflicht aufgehoben. 
Es entfällt somit ab 01.01.2016 die 
Pflicht zur Entrichtung einer Gesell-
schaftsteuer in der Höhe von 1 % bei 
Kapitalzuwendungen.

GmbH Gesetz
Erhöhung des Mindeststammkapitals 
einer GmbH unter gleichzeitiger Bei-
behaltung des geringen Startkapitals
Das Mindeststammkapital der GmbH 
beträgt ab März 2014 wieder 35.000 
Euro. Jedoch kann eine neu ge-
gründete GmbH die sogenannte 
„Gründungsprivilegierung“ in An-
spruch nehmen, wodurch die Ge-
sellschafter ihre Einzahlungspflicht  
auf die von ihnen übernommenen 

Stammeinlagen für maximal zehn 
Jahre auf insgesamt 10.000 Euro 
beschränken können (sogenannte 
„gründungsprivilegierte Stammein-
lagen“). Diese Beschränkung der 
Einzahlungspflicht gilt auch im Fall 
einer Exekution gegen die oder einer 
Insolvenz der Gesellschaft. Nimmt 
eine Gesellschaft die Gründungs-
privilegierung in Anspruch, wird die-
ser Umstand – samt der Höhe der 
von den einzelnen Gesellschaftern 
übernommenen gründungsprivile-
gierten Stammeinlagen – nur im Fir-
menbuch eingetragen. 
 
Die Pflicht zur Führungen eines Zu-
satzes zum Firmennamen wie „privi-
legiert gegründet“ gibt es nicht. Die 
Gesellschaft tritt im Geschäftsver-
kehr unter dem im Firmenbuch ein-
getragenen Namen auf.

Handwerkerbonus
Dieser soll Ende März 2014 im Par-
lament beschlossen und ab 1. Juli 

2014 (vorerst als Pilotprojekt bis 
31.12.2015) eingeführt werden.

Demnach ist der sogenannte Hand-
werkerbonus als Förderung von 
Handwerker(arbeits)-leistungen in 
Zusammenhang mit der Renovierung 
und der Sanierung von privatem 
Wohnraum ausgestaltet. Gefördert 
werden sollen 20% der Handwer-
kerkosten bis EUR 3.000 (netto), das 
heißt maximal EUR 600 Förderung.
 
Geförderte Maßnahmen sind z.B. der 
Austausch von Fenstern oder Böden  
oder Malerarbeiten. Die Arbeiten 
müssen zwischen 1. Juli und 31. De-
zember 2014 durchgeführt werden. 
Das Finanzministerium hat eine ei-
gene Stelle einzurichten, bei der die 
Förderansuchen eingereicht und 
abgewickelt werden können. Es be-
steht jedoch kein Rechtsanspruch 
auf die Förderung.

Mag. Julian Holleis

tel +43 6565 65 98 339
fax +43 6565 65 98 439

v.brunner@fritzenwallner-gandler.at

Steuerberater-Berufsanwärterin

Mag. (FH) Viktoria Brunner 
Berufsanwärterin, Bilanzierung

Jahr der Geburt	 1986	
Sternzeichen	 Fisch
Hobbys	 Skifahren, Wandern, Mountainbiken, Lesen
Ausbildung und	 •	 BORG Mittersill, Sept. 2000 – Juni 2004	
bisherige Tätigkeit	 •	 Management Center - Innsbruck (MCI), 
			   Sept. 2004 – Juli 2008
		  •	 Auslandssemester an der Cracow University 
			   of Economics - Polen, Feb. – Juli 2007
		  •	 Praktikum: itk group GmbH - Berlin, Aug. – Dez. 2007
		  •	 Diplomandin: itk group GmbH - Berlin, Jan. – Mai 2008
		  •	 Trainee mit anschließender Übernahme als Assistant 
			   in der Wirtschaftsprüfung: Ernst & Young GmbH - 
			   München, Okt. 2008 – Juni 2010
		  •	 Leiterin Niederlassung Süd: itk group GmbH -
			   München, Juli 2010 – April 2011
		  •	 Kapruner Wirtschaftstreuhand GmbH, 
			   Mai 2011 – Juni 2013
		  •	 Buchhalterprüfung, Ausgezeichneter Erfolg 
			   (Wifi SBG), April 2012
		  •	 Bilanzbuchhalterpüfung, Sehr guter Erfolg, Juni 2013
Arbeitsbereich	 Bilanzierung
im Team seit	 Juli 2013



steuern und trends steuern und trends10 11

Fahrtenbücher Ihr zweck und die richtige Führung
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Ein Fahrtenbuch ist ein Beweismittel, das sowohl materiellen als auch formellen 
Anforderungen unterliegt.

Der Zweck eines Fahrtenbuches 
liegt darin, einen Nachweis für be-
triebliche Fahrten zu liefern und 
findet in mehreren Bereichen An-
wendung:
•	 Kilometergelder die der Arbeit-
	 geber dem Arbeitnehmer für 
	 Dienstreisen mit seinem 
	 privaten PKW bezahlt
•	 Zur Ermittlung der sachbe-
	 zugsrelevanten Privatnutzung
	 eines Firmenfahrzeuges 
	 durch den Arbeitnehmer
•	 Zur Ermittlung der Werbungs-
	 kosten für berufliche Fahrten 
	 mit dem privaten PKW
•	 Zur Ermittlung des Privatanteils
	 des betrieblichen PKWs durch 
	 den Unternehmer
•	 Zur Feststellung ob der PKW 
	 überwiegend betrieblich oder 
	 privat genutzt wird
Im Falle von Werbungskosten kön-
nen anstelle des Fahrtenbuches 
auch Reisekostenabrechnungen für 
den Arbeitgeber zB. in Verbindung 
mit Kursbesuchsbestätigungen von 
Aus- und Fortbildungsveranstal-
tungen als Nachweis gelten. Die 
Lohnsteuerrichtlinien (LStR 2002, 
RZ 383d) stellen zudem klar, dass im 
Bereich der Werbungskosten private 
Fahrten nicht aufgezeichnet werden 
müssen, sofern diese aus dem Ge-
samtkilometerstand in Summe er-
sichtlich sind.
Damit Fahrtenbücher als Beweismit-
tel über jeden Zweifel erhaben sind, 

müssen sie formell und materiell 
richtig, vollständig und zeitnah ge-
führt werden.
Um formelle Ordnungsmäßigkeit 
garantieren zu können, dürfen die 
inhaltlichen Angaben nicht durch 
nachträgliche Veränderungen ma-
nipuliert werden können. Das heißt, 
dass eine Excel-Datei ohne dazu 
passende handschriftliche Grund-
aufzeichnungen nicht als „ord-
nungsgemäß“ gilt.
Allerdings hat der UFS bereits in 
einem Urteil vom 22.6.2007 klar-
gestellt, dass ein ausschließlicher 
Mangel aufgrund der Möglichkeit die 
Datei nachträglich zu ändern nicht 
dazu befugt, den Anteil der priva-
ten Fahrten durch Schätzung zu 
verändern. Nur wenn auch sonstige 
Abweichungen festgestellt werden 
kommt es zur Schätzungsbefugnis.
Um eine materielle Richtigkeit nach-
weisen zu können, müssen folgende 
inhaltliche Angaben gewährleistet 
werden:
•	 Datum
•	 Ort (Start- und Zielort; genaue
	 Ortsangabe sowie ggf. Route)
•	 Zeit (Abfahrts- und Ankunftszeit)
•	 Km-Stand (Abfahrt und Ankunft,
	 nicht gerundet)
•	 Anzahl der gefahrenen Km, 
	 aufgeteilt in privat und beruflich/
	 betrieblich veranlasst
•	 Zweck der beruflichen/betrieb-
	 lichen Fahrt (inkl. Name des 
	 Kunden)

Um inhaltliche Mängel des Fahrten-
buches aufzudecken, werden die 
Service- und Reparaturrechnungen 
des KFZ kontrolliert. Darauf ist der 
km-Stand ersichtlich, die Abwei-
chungen sind leicht erkennbar und 
führen dazu, dass das Fahrtenbuch 
nicht anerkannt wird. Auch Arbeits- 
und Stundenaufzeichnungen der 
Mitarbeiter können mit dem Fahr-
tenbuch verglichen werden. Da-
durch kann es zu einem weiteren 
Problem kommen, wenn Unstimmig-
keiten auftreten. Es kann z.B. zur 
Nachverrechnung von Mehrarbeits- 
bzw. Überstunden führen.
Um allfälligen Mängeln entge-
genzuwirken, empfiehlt es sich 
ein handelsübliches Fahrtenbuch 
handschriftlich zu führen bzw. ein 
solches als Formatvorlage zu ver-
wenden. Es enthält alle inhaltlich 
erforderlichen Felder und auch eine 
Unterschrift für den jeweiligen Fah-
rer ist vorgesehen.
Wenn also aufgrund formeller und 
materieller Mängel ein Fahrtenbuch 
als Beweismittel aberkannt wird, so 
können sowohl der private Anteil an 
Fahrten höher eingeschätzt werden, 
als auch betriebliche Fahrten gänz-
lich gestrichen werden. Dies kann zu 
erheblichen Änderungen des Sach-
bezuges oder Privatanteils, sowie 
bei Arbeitnehmern zur „Nachver-
steuerung“ der km-Gelder führen.

Manuela Rainer

Umsatzsteuer - diverse Änderungen ab 2014

Im Rahmen der Umsatzsteuerbetrugsbekämpfungsverordnung wurde der Übergang der 
Steuerschuld erweitert.

Bei folgenden Umsätzen, die nach 
dem 31.12.2013 ausgeführt wer-
den, geht die Steuerschuld auf den 
Leistungsempfänger über:

Lieferung von Videospielkonso-
len, Laptops und Table-Compu-
tern, wenn das in der Rechnung 
ausgewiesene Entgelt (netto) 
mindestens € 5.000,00 beträgt.

Lieferung von Gas und Elektrizität 
an einen Unternehmer, der Wie-
derverkäufer ist. Betroffen sind 
hier alle Unternehmer, welche 
Kraftwerke oder Photovoltaikan-
lagen betreiben und den Strom 
an Unternehmen verkaufen, die 
ihrerseits das Produkt wieder 
weiterliefern (z. B. Verkauf des 
Stroms an Salzburg AG, ÖMAG, 
Verbund, etc.). Da diese unter-
nehmerischen Abnehmer mittels 
Gutschrift abrechnen, erhalten 
die Verkäufer für Lieferungen ab 
01.01.2014 Rechnungen ohne 
Ausweisung einer Mwst mit dem 
Hinweis auf den Übergang der 
Steuerschuld – d. h. die Steuer-
schuld geht auf den Abnehmer 
(Wiederverkäufer) über und die-
ser hat den Übergang der Steuer-
schuld zu erklären. Der Verkäufer 
muss den Erlös entsprechend in 
der Umsatzsteuervoranmeldung 
ausweisen.

Übertragungen von Gas- und 
Elektrizitätszertifikaten.

Lieferung von Metallen: Betrof-
fen sind rohe Edelmetalle wie 
Diamanten, Gold und Silber (nicht 
Perlen und Edelsteine), sowie 
Waren aus unedlen Metallen wie 
Eisenrohre oder Drähte aus Alu-
minium. Ausgenommen von der 

Verordnung sind etwa Schrau-
ben, Bolzen, Nieten und ähnli-
che Erzeugnisse aus Eisen oder 
Stahl sowie Haushaltsartikel wie 
Schwämme oder Putzlappen zum 
Scheuern und Polieren aus Eisen 
oder Stahl oder Alufolie für Nah-
rungsmittel. Die meisten Zuliefer-
firmen haben die Klienten bereits 
informiert, für welche Waren aus 
ihrem Sortiment sie ab 2014 (Lie-
ferung ab 01.01.2014) keine Mwst 
mehr in Rechnung stellen und der 
Übergang der Steuerschuld anzu-
wenden ist.

Für die Lieferung von mehreren 
Gegenständen, die nur teilweise 
unter den Übergang der Steuer-
schuld (reverse charge) fallen, 
müssen keine getrennten Rech-
nungen ausgestellt werden – d. 
h. die Gegenstände, für welche 
der Übergang der Steuerschuld 
anzuwenden ist, sind in einer 
Summe mit dem Vermerk des 
Übergangs der Steuerschuld aus-
zuweisen, die Gegenstände, für 
welche eine Mwst zu verrechnen 
ist, sind zusammen zu fassen und 
es ist die Mwst auszuweisen – in 
diesem Fall ist es zweckmäßig, 
den Gesamtbetrag nochmals se-
parat anzugeben.

Steuerpflichtige Lieferungen von 
Anlagegold  - dazu sei festgehal-
ten, dass die Lieferung von Anla-
gegold grundsätzlich steuerfrei 
ist, es aber die Option zur Steu-
erpflicht für Unternehmer, die 
Gold herstellen, umwandeln oder 
üblicherweise zu gewerblichen 
Zwecken liefern, gibt – solche 
Unternehmer sind vom Übergang 
der Steuerschuld betroffen.

Eine weitere Änderung gibt es für 
Kleinbetragsrechnungen
Die Betragsgrenze für Kleinbe-
tragsrechnungen wird von bisher  
€ 150,00 auf € 400,00 angehoben – 
gültig für Umsätze, welche ab dem 
01.03.2014 getätigt werden. Es 
handelt sich wie bisher um einen 
Bruttobetrag.
Rechnungsmerkmale für Kleinbe-
tragsrechnungen:
•	 Ausstellungsdatum
•	 Name u. Anschrift des liefernden 
	 od. leistenden Unternehmers
•	 Menge und handelsübliche 
	 Bezeichnung der gelieferten
	 Gegenstände oder Art und Um-
	 fang der sonstigen Leistung
•	 Tag der Lieferung oder der 
	 sonstigen Leistung oder 
	 Zeitraum, über den sich die 
	 Leistung erstreckt
•	 Entgelt und Steuerbetrag in 
	 einer Summe (brutto)
•	 Steuersatz

Noch ein Blick über die Grenze 
nach Deutschland
Deutsche Unternehmer müssen für 
innergemeinschaftliche Lieferun-
gen ab 01.01.2014 als Nachweis 
für die Steuerfreiheit unter ande-
rem auch eine „Gelangensbestä-
tigung“ vorweisen. D. h. der deut-
sche Lieferant braucht von seinem 
österreichischen Abnehmer (Un-
ternehmer) eine Bestätigung, dass 
er die vertragsgegenständliche 
Ware auch erhalten hat. Es handelt 
sich um eine zusätzliche Formvor-
schrift für den deutschen Lieferer.
Wir haben in den ersten Wochen 
der Gültigkeit dieser Regelung die 
Erfahrung gemacht, das sich deut-
sche Lieferanten – speziell bei 
großen Summen (z. B. Fahrzeug-
kauf in Deutschland durch öster-

reichische Unternehmer) dahinge-
hend absichern, dass sie vorerst 
die Mwst als eine Art „Depotbe-
trag“ verlangen (Vorauszahlung)  
- in der Rechnung diese auch als 
„Depotbetrag“ mit 19% ausweisen 
aber auch auf die ig. Lieferung 

hinweisen. Wird die Gelangensbe-
stägigung vom österreichischen 
Erwerber übersendet, wird der 
Betrag wieder zurück überweisen. 
Der Käufer muss somit die Mwst für 
ca. 2 – 3 Wochen vorfinanzieren. 
Es sollte dies aber ein Einzelfall 

(nur bei großen Summen) sein, die 
meisten anderen ig. Lieferungen 
von deutschen Unternehmen soll-
ten problemloser ablaufen.

Maria Trenkwalder



steuern und trends steuern und trends12 13

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Ein Leasingfahrzeug für alle Fälle

1. Leasing aus steuerlicher Sicht

1.1. Finanzierungsleasing

Dabei kommt es im Wesentlichen da-
rauf an, wem das Leasinggut zuge-
rechnet wird. Der Leasing-PKW wird 
dem Leasingnehmer zugerechnet

	 wenn die Vertragsdauer (Grund-
mietzeit) mehr als 90% der be-
triebsgewöhnlichen Nutzungs-
dauer (diese beträgt bei einem 
nicht vorsteuerabzugsberech-
tigten PKW 8 Jahre) oder 

	 die Vertragsdauer (Grundmiet-
zeit) weniger als 40% der be-
triebsgewöhnlichen Nutzungs-
dauer beträgt oder 

	 wenn die Leasingdauer zwischen 
40% und 90% der betriebsge-
wöhnlichen Nutzungsdauer be- 
trägt und der Leasingnehmer 
eine Option auf Kauf oder zur 
Weitermiete zu einem wirt-
schaftlich nicht ausschlagge-
benden Betrag (eine Leasing-
rate) hat.

In all diesen Fällen muss der Lea-
singnehmer den PKW aktivieren und 

über einen Zeitraum von 8 Jahren 
abschreiben. Es muss eine steuerli-
che Vergleichsrechnung angestellt 
werden und die Differenz zwischen 
Leasingaufwand und steuerlichem 
Aufwand einem Ausgleichsposten 
zugewiesen (aktiviert oder passi-
viert) werden. Selbstverständlich 
kann auch der in der Leasingrate 
enthaltene Finanzierungsaufwand, 
also die Zinsen in den Aufwand ge-
bucht werden.

In diesen Fällen wird jeweils unter-
stellt, dass der Leasingnehmer den 
PKW während der Vertragslaufzeit 
eigentlich zur Gänze bezahlt. Man 
spricht daher landläufig von einem 
sogenannten Finanzierungsleasing.

1.2. Operating Leasing

Anders hingegen ist die Situation 
bei einem Operating Leasing. Beim 
Operating Leasing trägt der Lea-
singgeber nicht nur das Finanzie-
rungsrisiko, sondern übernimmt 
weitere Risiken und Pflichten. In 
erster Linie trägt er das Investiti-
onsrisiko, insbesondere das einer 
späteren Verwertung. Er trägt das 

Risiko falls der Gegenstand nicht 
mehr gebrauchsfähig ist oder be-
schädigt wird, übernimmt die lau-
fende Wartung und Versicherung. 
Im Fall des Operating Leasing denkt 
der Leasingnehmer nicht daran, 
den Gegenstand zu erwerben. Die 
Leasingzahlungen decken während 
der Vertragslaufzeit in der Regel 
nicht die Anschaffungskosten des 
Gegenstandes. Grundsätzlich ist 
daher davon auszugehen, dass der 
Leasinggeber sehr gut den Wert-
verlust und die Verwertbarkeit des 
Leasinggegenstandes abschätzen 
kann – es wird einen Gebraucht-
markt für diese Gegenstände bei 
einem Operating Leasing geben 
bzw. muss der Lieferant eine fixe 
Rücknahmeverpflichtung abgeben, 
sodass der Leasingnehmer risiko-
mäßig abgedeckt ist. 

Der Vorteil aus steuerlicher Sicht ist 
der, dass der gesamte Aufwand so-
fort wirksam wird. Der Nachteil ist, 
dass sich der Leasinggeber seine 
Aufwendungen vollumfänglich er-
setzen lässt und der Leasingauf-
wand – die Leasingkosten im Ver-
hältnis daher höher sind!

2. Betriebswirtschaftliche und rechtliche Betrachtungsweise

Hier gilt es zunächst die Seite 
des Leasingnehmers zu beach-
ten. Grundsätzlich kann derjenige, 
welcher sich ein Auto anschaffen 
möchte dies: 

	 mittels Eigenmittel, 

	 mittels eines Kredites oder 

	 mittels Leasing tun. 

Wenn der Interessent über kei-
ne Eigenmittel verfügt, oder diese 
nicht einsetzen will, hat dieser die 
Möglichkeit der Fremdfinanzierung. 
Bei dieser ist zu unterscheiden zwi-

Im Zuge unserer Beratung werden wir regelmäßig darauf angesprochen, was denn  
vorteilhafter wäre – Leasing oder Kreditfinanzierung im Rahmen der Anschaffung eines 
Autos. Leider kann man hier weder eine steuerlich noch betriebswirtschaftlich eindeutige 
Aussage treffen, da es immer auf den Einzelfall ankommt. Der folgende Artikel fasst die 
wesentlichen Entscheidungskriterien zusammen.

schen Leasing und Kredit.
Früher war es oft leichter eine Lea-
singfinanzierung zu erhalten als 
eine Kreditfinanzierung. Heute hat 
sich das vollkommen geändert. Die 
Leasingfirmen verlangen zwecks 
Prüfung ebenfalls umfangreiche 
Unterlagen, sodass die gesamte 
wirtschaftliche Situation des Lea-
singnehmers in die Betrachtung 
einfließt und bei der Bonitätsbeur-
teilung keinerlei Unterschied zwi-
schen Kredit- und Leasingfinanzie-
rung feststellbar ist.

Aussagen wie „für Unternehmens-
gründer ist es leichter eine Lea-
singfinanzierung zu erhalten“ sind 
insofern zu relativieren, da auch die 

Zustimmung zu einem Leasingver-
trag von den Sicherheiten und der 
Liquiditätssituation des Unterneh-
mers (Privaten) abhängt. In der Re-
gel wird es jedoch so sein, dass der 
Abschluss eines Leasingvertrages 
hinsichtlich eines PKW´s zeitlich 
früher erfolgt als die Anschaffung 
von weiteren Maschinen, also zu 
einem Zeitpunkt in der der Unter-
nehmensgründer noch keine oder 
geringe Belastungen hat. Für Un-
ternehmensgründer gibt es jedoch 
Förderungen für Neuanschaffun-
gen, welche einen Kauf bzw. Eigen-
tum des Fahrzeuges voraussetzen 
und für die daher eine Leasingfi-
nanzierung von vornherein aus-
scheidet! 

Die Raten fallen in der Regel sowohl 
bei Kredit- wie Leasingfinanzierung 
monatlich an, die Höhe der monatli-
chen Raten ist jeweils bekannt und 
schwankt nur bei einem variablen 
Zinssatz. 

Bei einem normalen Finanzie-
rungsleasing geht das Eigentum 
steuerlich auf den Leasingnehmer 
über – zivilrechtlich ist er ledig-
lich Besitzer, Eigentümer bleibt 
der Leasinggeber. Bei einer Kredit-
finanzierung geht das Eigentum auf 
den Erwerber des Gegenstandes 
über, die Bank wird in der Regel 
als Sicherheit die Hinterlegung des  
Typenscheins verlangen.

3. Wo können finanzielle Vorteile beim Leasing eines Gegenstandes bestehen?

Grundsätzlich haben die Leasing-
gesellschaften eine starke Posi-
tion am Markt. Dies gilt vor allem 
bei PKW´s. Dadurch, dass Leasing-
gesellschaften pro Jahr jedenfalls 
einige hundert, wenn nicht einige 
tausend Autos vermitteln, kaufen 
sie bei den Autolieferanten sehr 
günstig ein (Flottenrabatt). Der 
einzelne Käufer hat in der Regel 
nur eine eingeschränkte Markt-
macht, als Unternehmer erhält er 
unter Umständen Businessrabat-
te, man kann jedoch davon aus-
gehen, dass die Flottenrabatte  

 
der Leasinggesellschaften höher 
sind. Diese Marktmacht spielt auch 
eine Rolle bei der Finanzierung der 
Leasinggesellschaften. Diese re-
finanzieren sich großteils über die 
Banken- oder Versicherungsmut-
ter. Bis zum Jahr 2008 haben die 
Leasinggesellschaften nur geringe 
Aufschläge über den EURIBOR be-
zahlt. Zwischenzeitig haben sich 
die Refinanzierungsmöglichkeiten 
der Leasinggesellschaften bei ih-
ren Muttergesellschaften erheb-
lich verschlechtert. Die Aufschläge 
haben sich daher den Aufschlägen  

eines Leasingnehmers angenähert. 
Es ist jedoch davon auszugehen, 
dass die Leasinggesellschaften 
sich immer noch günstiger refinan-
zieren als nahezu jeder andere Lea-
singnehmer. 

Leasinggesellschaften haben auch 
steuerliche Vorteile, welche sie aus 
der Anschaffung von Leasingge-
genständen ziehen können. Inwie-
weit diese als tatsächlicher bzw. 
verwertbarer Vorteil anzusehen 
sind, kommt auf die wirtschaftliche 
Lage der Gesellschaft an!

4. Zusammenfassung

In erster Linie ist die Entscheidung 
über die Auswahl der Finanzierungs-
form eine höchstpersönliche, einige 
wollen kein Auto auf Kredit an-
schaffen, andere keine Bankkredite 
aufnehmen. Wie oben angeführt, 
ist das Argument, dass die Zinsen 
absetzbar sind, aufgrund der vor-
teilhaft niedrigen Zinsen und der an-
fallenden Gebühren (Nachteil) kein 
bedeutendes Argument mehr.

Zusammenfassend ist festzuhal-
ten, dass der Abschluss eines 
Leasingvertrages dann vorteilhaft 
sein kann, wenn die Leasingge-
sellschaft ihre Vorteile an den 
Kunden weitergibt bzw. umgekehrt 
gilt, dass für den Kunden ein Lea-
singgeschäft dann besonders in-
teressant sein kann, je weniger 
er als Einzelner beim Erwerb eines 
Anlagengegenstandes und dessen 
 

Fremdfinanzierung in der Lage ist 
für sich Vorteile heraus zu han-
deln! Dieses zu beurteilen obliegt 
jedem selbst, hängt aber von je-
dermanns Marktkenntnissen und 
den aktuellen Entwicklungen ab 
und diese ändern sich in Zeiten wie 
diesen sehr schnell!

Mag. Bernd Maier
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1. Rechtsgrundlagen

1.1.	Umsatzsteuer-Voranmeldung
	 (UVA)

Unternehmer sind grundsätzlich ver- 
pflichtet, spätestens am 15. Tag 
(Fälligkeitstag) des auf einen Kalen-
dermonat (Voranmeldungszeitraum) 
zweitfolgenden Kalendermonates 
eine Umsatzsteuer-Voranmeldung 
bei dem für die Einhebung der Umsatz-
steuer zuständigen Finanzamt einzu-
reichen, in der sie die für den Voran-
meldungszeitraum zu entrichtende 
Steuer (Vorauszahlung) oder den auf 
den Voranmeldungszeitraum entfal-
lenden Überschuss selbst zu berech-
nen haben. Von den Voranmeldungen 
sind Durchschriften (Zweitschriften) 
anzufertigen. Die Durchschriften der 
Voranmeldungen sowie die Aufstel-
lungen der Besteuerungsgrundlagen 
gehören zu den relevanten umsatz-
steuerlichen Aufzeichnungen. Dieser 
Verpflichtung kann auch durch Spei-
chern der elektronisch übermittelten 

UVA-Daten entsprochen werden.

Für Unternehmer, deren (steuerbare) 
Umsätze aus Lieferungen, sonstigen 
Leistungen und dem Eigenverbrauch 
im vorangegangenen Kalenderjahr 
€ 100.000 nicht überstiegen haben, 
gilt das Kalendervierteljahr als Vor-
anmeldungszeitraum; der Unterneh-
mer kann jedoch durch fristgerechte 
Abgabe einer Voranmeldung für den 
ersten Kalendermonat eines Veran-
lagungszeitraumes bzw. durch zeit-
gerechte Entrichtung der für diesen 
Zeitraum geschuldeten Umsatzsteuer 
mit Wirkung für den ganzen Veranla-
gungszeitraum den Kalendermonat 
als Voranmeldungszeitraum wählen. 

Für Unternehmer, deren (steuerbare) 
Umsätze aus Lieferungen, sonstigen 
Leistungen und dem Eigenverbrauch 
im vorangegangenen Kalenderjahr  
€ 30.000 (Nettoumsatz) nicht über-
stiegen haben, entfällt die Verpflich-
tung zur Einreichung der Voranmel-
dung, sofern die nach Maßgabe der 

gesetzlichen Bestimmungen errech-
nete Vorauszahlung zur Gänze spä-
testens am Fälligkeitstag entrichtet 
wird1) oder sich für einen Voranmel-
dungszeitraum keine Vorauszahlung 
ergibt.2) 

Unternehmer, die danach für einen 
Voranmeldungszeitraum keine Vor-
anmeldung einzureichen haben, sind 
verpflichtet, für diesen Voranmel-
dungszeitraum unter Verwendung 
des amtlichen Vordruckes für Voran-
meldungen3) eine Aufstellung der Be-
steuerungsgrundlagen anzufertigen, 
es sei denn, es ergibt sich für diesen 
Voranmeldungszeitraum weder eine 
Vorauszahlung noch ein Überschuss. 
Unternehmer, die Vorauszahlungen 
nicht vorschriftsmäßig entrichtet, 
Überschüsse nicht vorschriftsmäßig 
vorangemeldet oder die Aufzeich-
nungspflichten nicht erfüllt haben, 
können abweichend davon zur Ein-
reichung von Voranmeldungen aufge-
fordert werden.

1.2. Umsatzsteuer-Jahreserklärung

Nach Ablauf des Kalenderjahres wird 
der Unternehmer zur Steuer veranlagt; 
er hat für das abgelaufene Kalender-
jahr eine Steuererklärung abzuge-
ben, die alle in diesem Kalenderjahr 
endenden Veranlagungszeiträume zu 
umfassen hat.

Ein Kleinunternehmer, dessen (steu-
erbare) Umsätze aus Lieferungen, 
sonstigen Leistungen und dem Ei-
genverbrauch  im Veranlagungs-
zeitraum € 30.000 (Nettoumsatz) 
nicht übersteigen und der für den 
Veranlagungszeitraum keine Steu-
er zu entrichten hat, ist von der  

Verpflichtung zur Abgabe einer Steu-
ererklärung befreit. Die Durchführung 
einer Veranlagung ist in solchen Fäl-
len nicht erforderlich. Die Umsätze 
aus Hilfsgeschäften einschließlich 
der Geschäftsveräußerung bleiben 
bei der Umsatzgrenze von € 30.000 
außer Ansatz.

1.3. Elektronische Übermittlung

Die Übermittlung der Steuererklärung 
(USt-Voranmeldung, USt-Jahreserklä-
rung) hat grundsätzlich elektronisch 
zu erfolgen.

 

Der Unternehmer bzw. sein Steuerbe-
rater muss die Steuererklärung (USt-
Voranmeldung, USt-Jahreserklärung) 
allerdings nur dann elektronisch 
übermitteln, wenn er/sie über einen 
Internet-Anschluss verfügt und der 
Unternehmer wegen Überschreitens 
der Umsatzgrenze zur Abgabe von 
USt-Voranmeldungen verpflich-
tet ist. Das bedeutet, dass nicht nur 
die Verpflichtung zur elektronischen 
Übermittlung der UVA, sondern auch 
jene der Jahreserklärung neben der 
technischen Zumutbarkeit vom Über-
schreiten der € 30.000-Vorjahresum-
satzgrenze abhängt.

MMag. Dr. Peter Pülzl
MAS (European Law), LL.M. 

Umsatzsteuer: Allgemeine Erklärungs-
pflichten in Zusammenhang mit Voran-
meldung (UVA) und Jahreserklärung
Unter dem Titel „Haben Sie Ihre Umsatzsteuer bezahlt?“ führt die Finanz regelmäßig 
Schwerpunktprüfungen bei Steuerpflichtigen durch. Wir nehmen dies zum Anlass, die 
geltenden allgemeinen Erklärungspflichten in Zusammenhang mit UVA und USt-Jahres-
erklärung sowohl in den Grundlagen als auch im tabellarischen Überblick darzustellen.

1) Bei Mietshauseigentümern und Wohnungseigentumsgemeinschaften gelten die USt-Vorauszahlungen als rechtzeitig entrichtet, 
wenn sie spätestens gleichzeitig mit der Einbringung der Jahreserklärung an das Finanzamt abgeführt werden und wenn die im Rah-
men des gesamten Unternehmens für das vorangegangene Kalenderjahr zu entrichtende Steuer € 580 nicht überstiegen hat. Gibt der 
Unternehmer für einen der Voranmeldungszeiträume eine UVA ab, so gilt diese Regelung nicht (Rz. 2763 der Umsatzsteuerrichtlinien 
des Finanzministeriums). Diese Begünstigung ist u. E. nach Sinn und Zweck der Regelung auch auf Hausbesitzgemeinschaften und 
Ehegattenwohnungen anwendbar.
2) Unternehmer, die ausschließlich steuerbefreite Umsätze tätigen wie z. B. Kleinunternehmer oder oftmals auch Ärzte, sind aus Ver-
einfachungsgründen von der Verpflichtung zur Abgabe einer UVA auch bei Überschreiten der € 30.000-Vorjahresumsatzgrenze befreit, 
sofern sich für einen Voranmeldungszeitraum weder eine Vorauszahlung noch ein Überschuss ergibt (vgl. Rz. 2751 der Umsatzsteuer-
richtlinien, basierend auf einem nach Intervention insbesondere der Österreichischen Ärztekammer ergangenen Informationsschrei-
ben des Finanzministeriums vom 7. 1. 2003 betreffend die Abgabe von UVA ab 2003).
3) Zu den Erleichterungen bei EDV-basierten Aufzeichnungen siehe Rz. 2758 der Umsatzsteuerrichtlinien.

Verpflichtung zur

2. Tabellarische 
Übersicht Umsätze/Jahr

Erstellung/
Einreichung UVA

Erstellung/Abgabe 
Jahreserklärung

elektronischen 
Übermittlung

Kleinunternehmer Vorjahresumsatz
≤ € 30.000

Jahresumsatz aktuell
≤ € 30.000

Nein Nein
(sofern für Veranlagungs-
zeitraum keine Steuer zu 

entrichten ist)

Nein

Kleinunternehmer Vorjahresumsatz
> € 30.000 

Jahresumsatz aktuell
≤ € 30.000

Nein
(Entfall aus Vereinfa-

chungsgründen)

Nein
(sofern für Veranlagungs-
zeitraum keine Steuer zu 

entrichten ist)

Ja
(falls Erklärung ab-

zugeben wäre und die 
technischen Voraus-
setzungen vorliegen - 

 Internetanschluss)

Unternehmer
(auch Kleinunter-
nehmer mit Regelbe-
steuerungsantrag)

Vorjahresumsatz 
≤ € 30.000

Nein
(keine [quartalswei-

se] Erstellung, sofern 
weder VZ noch ÜS; keine 

Einreichung, sofern VZ am 
Fälligkeitstag entrichtet)

Ja Nein

Unternehmer
(auch Kleinunter-
nehmer mit Regelbe-
steuerungsantrag)

Vorjahresumsatz
> € 30.000 und

≤ € 100.000

Ja
(grundsätzlich
 quartalsweise;

keine Abgabe erforderlich 
bei ausschließlich umsatz-
steuerbefreiten Umsätzen, 
sofern weder VZ noch GS)

Ja Ja
(bei Vorliegen 

der technischen 
Voraussetzungen –
Internetanschluss)

Unternehmer
(auch Kleinunter-
nehmer mit Regelbe-
steuerungsantrag)

Vorjahresumsatz
> € 100.000

Ja
(monatlich;

keine Abgabe erforderlich 
bei ausschließlich umsatz-
steuerbefreiten Umsätzen, 
sofern weder VZ noch GS)

Ja Ja
(bei Vorliegen 

der technischen 
Voraussetzungen –
Internetanschluss) ÜS
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Meldepflicht bei Schenkungen

Es besteht für bestimmte Schenkungen eine Meldepflicht gegenüber dem Finanzamt.

Folgende Vermögensgegenstände 
können betroffen sein:
•	 Bargeld, Kapitalforderungen, 	
	 Anteile an Kapitalgesellschaf-	
	 ten, Beteiligungen an Mitunter-	
	 nehmerschaften, Beteiligungen 	
	 als stiller Gesellschafter, Be-	
	 triebe/Teilbetriebe, immate-	
	 rielle Vermögensgegenstände 	
	 (Urheberrechte, Wohnrechte, …)	
•	 Bewegliches Vermögen 
	 (Schmuck, Fahrzeuge, …)

Ausnahmen 
(führen zum Entfall der Meldung):
•	 Schenkungen zwischen nahen 	
	 Angehörigen bis € 50.000,– in-	
	 nerhalb eines Jahres. Der Begriff 	
	 nahe Angehörige umfasst einen 	
	 relativ weiten Kreis - zu den An- 
 
 

gehörigen gehören:	
	 •	 Ehegatten und Kinder	 	
	 •	 Eltern und Großeltern
	 •	 Geschwister	 	
	 •	 Tante/Onkel	 	
	 •	 Schwiegereltern
	 •	 Schwiegerkinder 

•	 Schenkungen zwischen anderen 
	 Personen bis zu € 15.000,– 
	 innerhalb von 5 Jahren 
•	 übliche Gelegenheitsgeschenke 	
	 bis € 1.000,– 
•	 Hausrat einschließlich Wäsche 
	 und Kleidung 
•	 Gewinne aus Preisausschreiben
	 und Gewinnspielen 
•	 Schenkungen von Grundstücken, 
	 da für diese Grunderwerb-
	 steuer abzuführen ist

 

Frist: Die Meldung hat binnen 3 Mo-
naten ab Erwerb zu erfolgen.

Sanktionen: Eine Nichtmeldung ei-
ner Schenkung stellt eine Finanz-
ordnungswidrigkeit dar und kann mit 
einer Geldstrafe von bis zu 10% (!) der 
Schenkungssumme bestraft werden.

Aufbewahrungspflicht: Die grund-
sätzliche Aufbewahrungspflicht für 
Belege beträgt 7 Jahre.

Neu ist, dass Unterlagen betref-
fend Grundstücke, die ab dem 
01.04.2012 erstmals für unterneh-
merische Zwecke genutzt werden, 
22 (anstatt wie bisher 12) Jahre auf-
bewahrt werden müssen.	

Gabi Foidl

Sozialversicherungspflicht von 
Gewinnausschüttungen bei GmbH´s

In den letzten Wochen versendeten diverse Landesstellen der Sozialversicherungs- 
anstalt der gewerblichen Wirtschaft (SVA) (z. B. Oberösterreich) Schreiben an alle  
geschäftsführenden Gesellschafter von GmbH’s. Dieses Schreiben enthält die 
Aufforderung, die in den Jahren 2011 und 2012 vorgenommenen und beschlossenen  
Gewinnausschüttungen bekannt zu geben. 

Sollte dieses Schreiben von der 
Geschäftsführung unbeantwortet 
bleiben, werden die SV-Beiträge 
für den Geschäftsführer von der 
SVA auf Basis der Höchstbeitrags-
grundlage vorgeschrieben. Hat 
es für diese Zeiträume keine Ge-
winnausschüttungen gegeben, 
so verlangt die SVA diesbezüglich 
eine Bestätigung durch den Steu-
erberater bzw. ein Bestätigung 
durch das Finanzamt, dass keine 
Kapitalertragsteueranmeldungen 
(und somit auch keine Gewinnaus-
schüttung) vorliegen.

Dieses Schreiben beruft sich auf 
eine gesetzliche Grundlage, wo-
rin bestimmt ist, dass bei GSVG-
pflichtversicherten Gesellschaf-
ter-Geschäftsführern einer GmbH 
auch die Gewinnausschüttungen 

zur Bemessung der Sozialversi-
cherungsbeiträge miteinzube-
ziehen sind. Von der Regelung 
sind nur jene Gesellschafter-Ge-
schäftsführer betroffen, die der 
GSVG unterliegen und eine Betei-
ligung über 25% (wesentliche Be-
teiligung) an der GmbH besitzen.

Gewinnausschüttungen sind end-
besteuerte Einkünfte und müssen 
daher nicht in die Steuererklärung 
des Gesellschafter-Geschäftsfüh-
rers aufgenommen werden. Daher 
erhält die SVA über den automa-
tischen Datenaustausch vom Fi-
nanzamt keine Informationen, ob 
und in welcher Höhe es Gewinn-
ausschüttungen gegeben hat.  Die 
Regelung wurde bisher nur voll-
zogen, wenn in der Steuererklä-
rung die Gewinnausschüttungen 

bekannt gegeben wurden (z. B. bei 
Antragsveranlagung der Gewinn-
ausschüttungen). 
Es ist umstritten, ob diese Bestim-
mung überhaupt verfassungskon-
form ist. Obwohl der Wortlaut der ge-
setzlichen Bestimmung nicht ganz 
eindeutig ist, hat der Verwaltungs-
gerichtshof (VwGH) jedoch mehrfach 
erkannt, dass die Ausschüttungen 
in die SV-Bemessungsgrundlage 
einzubeziehen sind. An Musterkla-
gen seitens der Standesvertretun-
gen wird aber trotzdem gearbeitet.

Wir bitten Sie, sollten Sie ein sol-
ches Schreiben von der gewerbli-
chen Sozialversicherungsanstalt 
erhalten, mit uns Kontakt aufzu-
nehmen.

       Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner

Pülzl Fritzenwallner Gandler 
Wirtschaftstreuhand- und 
Steuerberatungsgesellschaft mbH
Gerlosstraße 8b, 5730 Mittersill
T. 06562 48658, F. 06562 48658-440

neu 
Pülzl

Fritzenwallner

gandler

Ein
starkes 
Team, das 
hier für Sie 
arbeitet!

Foto: v.l.n.r. Stb. Hermann Gandler, 
Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner 
und Stb. MMag. Dr. Peter Pülzl, LL.M.
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Personal
verrechnung

Es gibt verschiedene Möglichkeiten der vorzeitigen Beendigung:

Lösung in der Probezeit:
Dies muss schriftlich erfolgen. Will 
ein minderjähriger Lehrling das Lehr-
verhältnis während der Probezeit be-
enden, ist auch die Zustimmung der 

gesetzlichen Vertreter notwendig. 
Alle Auflösungserklärungen müssen 
der anderen Partei (Lehrling oder 
Lehrherr) rechtzeitig zugestellt wer-

den. Bei der Auflösung während der 
Probezeit muss die Zustellung vor 
Ende der Frist zugehen.

Einvernehmliche Auflösung:
Auch diese bedarf der Schriftform. 
Vor Unterschriftsleistung muss eine 
Bescheinigung der Arbeiterkammer 
oder eine Amtsbestätigung des Ar-
beits- und Sozialgerichtes eingeholt 

werden, aus der hervorgeht, dass 
der Lehrling über die Bestimmungen 
für die Beendigung und die vorzeitige 
Auflösung des Lehrverhältnisses be-
lehrt wurde. Auch hier ist bei Minder-

jährigkeit des Lehrlings die Zustim-
mung beider gesetzlicher Vertreter 
mittels Unterschrift notwendig.

Einseitige vorzeitige Auflösung nach der Probezeit:
Die vorzeitige Auflösung durch den 
Lehrling oder den Lehrberechtig-
ten ist nur möglich, wenn ein oder 
mehrere der im Gesetz aufgezähl-

ten wichtigen Gründe vorliegen. 
Die Auflösung muss schriftlich und 
unverzüglich erfolgen. Will ein min-
derjähriger Lehrling selbst auflösen, 

müssen die gesetzlichen Vertreter 
zustimmen.

Außerordentliche Auflösung:
Sowohl der Lehrling als auch der 
Lehrberechtigte kann das Lehrver-
hältnis zum Ablauf des letzten Tages 
des 1. Lehrjahres und bei Lehrberu-
fen mit einer festgelegten Dauer der 
Lehrzeit von drei, dreieinhalb oder 
vier Jahren überdies zum Ablauf des 
 

 letzten Tages des 2. Lehrjahres un-
ter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat einseitig außerordentlich 
auflösen. Auch diese Auflösungs-
form bedarf der Schriftform und 
der minderjährige Lehrling benö-
tigt dazu auch die Zustimmung der  
 

gesetzlichen Vertreter.

Bei Auflösung durch den Lehrberech-
tigten ist zudem die vorherige Durch-
führung eines verpflichtenden Me-
diationsverfahrens mit vielen genau 
einzuhaltenden Fristen notwendig.

Vorzeitiges „Aus“ bei Lehre 
die Formvorschriften

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Dienstverhinderung im Katastrophenfall 
Änderung der Rechtslage für Arbeiter/Innen

WANN, WIE und UNTER WELCHEN UMSTÄNDEN die vorzeitige Beendigung eines 
Lehrverhältnisses möglich ist, ist im Berufsausbildungsgesetz geregelt.

Als Folge des Hochwassers Anfang Juni 2013 wurde mit Stichtag 1. Jänner 2014 eine 
gesetzliche Neuerung für Dienstverhinderungen im Katastrophenfall geschaffen.

Der Arbeitsplatz kann infolge starker Unwetterschäden nicht erreicht werden. Das Haus 
des Arbeitnehmers steht unter Wasser. Im überschwemmten Betrieb des Dienstgebers 
fallen Aufräumarbeiten an. Inwieweit ist der betroffene Arbeitnehmer zur Arbeitsleis-
tung verpflichtet? Verliert der Arbeitnehmer - wenn er nicht zur Arbeit erscheint - seinen 
Entgeltanspruch? Eine abschließende Antwort auf diese Fragen gibt es leider trotz der 
gesetzlichen Neuerungen nicht! Es ist stets im Einzelfall zu prüfen und zu entscheiden.

Aber zumindest ein paar grundsätzliche Dinge können gesagt werden:

Angestellte behalten ihren Entgel-
tanspruch, wenn sie durch wichti-
ge, ihre Person betreffende Gründe 
ohne ihr Verschulden während einer 
verhältnismäßig kurzen Zeit an der 
Leistung ihrer Dienste verhindert 
sind (gem. § 8 Abs. 3 Angestellten-
gesetz).

Sind Angestellte wegen Unwetter-
schäden von ihrem Arbeitsplatz 
abgeschnitten, wird im Regelfall 
trotzdem Entgelt zustehen. Dassel-
be gilt, wenn Angestellte zu spät an 
ihren Arbeitsplatz gelangen, weil es 
unwetterbedingt z.B. zu Verspätun-
gen im öffentlichen Verkehr kommt. 
Die Angestellten müssen aber jede 
zumutbare Möglichkeit ausschöp-
fen, um (pünktlich) an ihren Arbeits-
platz zu gelangen. Was zumutbar ist, 

muss nach den Begleitumständen 
des Einzelfalls beurteilt werden.

Könnten Angestellte zwar ihren Ar-
beitsplatz erreichen, steht aber z.B. 
der Keller des eigenen Hauses unter 
Wasser oder droht dem Haus infol-
ge Überschwemmungen Schaden, 
der durch Schutzmaßnahmen abge-
wehrt werden kann, so sind sie nicht 
zur Arbeitsleistung verpflichtet. Der 
Schutz des Eigentums vor akuter Be-
drohung bzw. Schadensbegrenzung 
gilt gegenüber der Arbeitsverpflich-
tung im Regelfall als „höherrangiges 
Gut“ und somit als Dienstverhinde-
rungsgrund mit Entgeltfortzahlung. 
Voraussetzung ist allerdings, dass 
die Angestellten auch tatsächlich 
persönlich tätig werden müssen 
und nicht etwa andere z.B. im Haus 

lebende Personen die notwendigen 
Maßnahmen treffen können.
Aufgrund ihrer Treuepflicht können 
Angestellte im überschwemmten 
Betrieb des Dienstgebers zu Ber-
gungs- und Aufräumarbeiten her-
angezogen werden. Nicht zumutbar 
wären Bergungs- und Aufräumar-
beiten allerdings dann, wenn sie für 
die Angestellten mit Gefahren ver-
bunden wären oder wenn gesund-
heitliche Gründe dagegen sprechen 
würden.

Für Arbeiter, die durch eine Katast-
rophe persönlich betroffen sind, gilt 
das oben Gesagte nun sinngemäß  
(§ 1154b Abs. 5 Allgemeines Bürger-
liches Gesetzbuch).

Es sollte auch noch der Begriff „Katastrophe“ genauer definiert werden. 

Unter Katastrophen versteht man 
elementare oder technische Vor-
gänge oder von Menschen aus-
gelöste Ereignisse größeren Aus-
maßes, die das Leben oder die 
Gesundheit von Menschen, die 
Umwelt, das Eigentum oder die Ver-

sorgung der Bevölkerung gefähr-
den oder beschädigen können (zum 
Beispiel: Hochwasser, Terror,…).   
Zum Begriff „persönliche Betroffen-
heit“ meint der Ausschuss für Arbeit 
und Soziales:  Persönliche Betrof-
fenheit eines Dienstnehmers liegt 

dann vor, wenn die Auswirkungen 
der Katastrophe Leben, Gesundheit 
oder Eigentum des Dienstnehmers, 
dessen nahen Angehörigen und de-
ren Versorgung mit notwendigen Gü-
tern gefährden können. 
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Entgeltfortzahlung:
Während der Dienstfreistellung ist dem Arbeitnehmer im Sinne des Ausfallsprinzips das volle Entgelt fortzuzahlen.

Offener Resturlaub:
Es sollten schriftliche Regelungen 
hinsichtlich eines allfällig offenen 
Resturlaubes getroffen werden. 
Die schriftliche Vereinbarung sollte 
Angaben über die Dauer der Dienst-
freistellung und den Verbrauch von 
Urlaubstagen während der Dienst-
freistellung beinhalten. Bei Ur-
laubsvereinbarungen sollten keine 

datumsmäßigen Angaben erfolgen, 
um im Fall von Krankenständen kei-
ne genauen zeitlichen Zuordnun-
gen machen zu müssen. Unterbleibt 
eine entsprechende Regelung zum 
offenen Urlaub zur Gänze, ist dieser 
mit dem Ende des Dienstverhältnis-
ses zusätzlich zu vergüten. Weigert 
sich der Dienstnehmer, eine Ur-

laubsvereinbarung abzuschließen, 
kann der Dienstgeber die Dienst-
freistellung ablehnen. In diesem 
Fall hat der Dienstnehmer am Ar-
beitsort anwesend zu sein und für 
die Dauer der Kündigungsfrist seine 
Dienstleistung zu erbringen.

Vorbehalt Widerruf Freistellung:
ACHTUNG: Der Arbeitgeber sollte sich in der Vereinbarung den Widerruf der Dienstfreistellung ausdrücklich vorbe-
halten.

Probleme mit Arbeitnehmern nach 
Kündigungsausspruch durch Dienstgeber

Wenn es im Unternehmen Probleme mit einem Mitarbeiter nach Kündigungsausspruch bis 
zum rechtlichen Ende des Arbeitsverhältnisses gibt, so hat der Arbeitgeber die Möglich-
keit, den gekündigten Dienstnehmer dienstfrei zu stellen. Dies ist dann sinnvoll, wenn 
die Gefahr von Schädigungen durch den Dienstnehmer vermieden werden soll. Im Falle 
einer Dienstfreistellung sind folgende Punkte beachtenswert:

Ein Beispiel zur Differenzierung von persönlicher Betroffenheit: 

Dienstverhinderung als Folge von 
Schutzvorkehrungen zur Abwen-
dung von Schäden eines unmittel-
bar bevorstehenden Hochwassers 
– > Hier liegt eine persönliche Be-
troffenheit vor. 

Verkehrsunfälle wegen Hochwas-

sers, ohne dass das Hochwasser 
bei einem selber Schäden ange-
richtet hat – > Hier liegt keine per-
sönliche Betroffenheit vor. 

Angestellte und Arbeiter haben in 
Katastrophenfällen (bei persön-
licher Betroffenheit) also einen 

Anspruch auf Fortzahlung des 
Entgelts. Dieser Anspruch ist für 
Angestellte grundsätzlich unab-
dingbar. Sind Arbeiter durch den 
Katastrophenfall persönlich betrof-
fen, kann der Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung ebenfalls kollektivver-
traglich nicht abbedungen werden. Das Wichtigste zur EPU-Förderung kurz zusammengefasst:

•	 förderbar sind alle Arbeitgeber, 
sofern sie oder ihre Geschäftsführer 
seit mindestens 3 Monaten GSVG ver-
sichert sind und den ersten Mitarbei-
ter im Rahmen eines echten Dienst-
verhältnisses anstellen. Es sind auch 
Selbstständige förderbar, die in den 
letzten 5 Jahren keinen vollversi-
cherten Dienstnehmer beschäftigt 
haben.

•	 als Beschäftigte förderbar sind 
alle Personen, die unmittelbar zu-
vor eine Ausbildung abgeschlossen 
haben und beim AMS als arbeitssu-
chend vorgemerkt, oder beim AMS 
bereits 2 Wochen arbeitslos gemel-
det sind. Nicht förderbar sind Lehrlin-
ge, freie Dienstnehmer, Ehegatten, 
Lebensgefährten, Eltern, Großeltern, 
Stiefeltern und Adoptiveltern, Ver-
wandte bis zum 2. Grad.

•	 Die Förderhöhe beträgt 25 % des 
Bruttolohnes, 12mal jährlich – für die 
Dauer von max. einem Jahr.

•	 Die Arbeitszeit des geförderten 
Dienstnehmers muss mindestens 
50% der Normalarbeitszeit betragen 
und das Dienstverhältnis muss län-
ger als zwei Monate dauern.

Beihilfe für Ein-Personen-
Unternehmen (EPU)
Die AMS-Lohnnebenkostenförderung für den 1. Mitarbeiter wurde ab Jänner 2014 
unbefristet verlängert! 

Bruttogehalt für den ersten Angestellten: 2.000,– Euro/Monat
AMS-Förderung:  500,– Euro/Monat (= 25% vom Bruttogehalt) 
Bei maximaler Ausschöpfung erhält das EPU für seinen ersten Angestellten 6.000,– Euro Förderung.

Beispiel:

Pendlerpauschale – neuer 
Pendlerrechner online!
Mit Mitte Februar 2014 wurde der neue Pendlerrechner online gestellt. Die „alten“ Pa-
pierformulare sind ab diesem Zeitpunkt nicht mehr anwendbar. Nun hat jeder Arbeitneh-
mer, der die Pendlerpauschale über die Lohnverrechnung geltend machen will, einen un-
terschriebenen Ausdruck des Ergebnisses des Pendlerrechners an uns zu übermitteln.

Link Zum Pendlerrechner www.bmf.gv.at/pendlerrechner/

Bitte überprüfen Sie vor der Weiter-
leitung des Ausdruckes an uns, ob 
die Angaben des Arbeitnehmers auf 
dem Ausdruck bzgl. Beginn und Ende 
der Arbeitszeit die Normalarbeitszeit 
des Arbeitnehmers widerspiegeln, 
ob er die Abfrage für einen seiner 
Arbeitstage (idR nicht Samstag oder 
Sonntag, wo öffentliche Verkehrs-
mittel nur eingeschränkt fahren) ge-
tätigt hat und ob die Angabe über die 
Anzahl der Fahrten pro Monat sowie 
über die Zurverfügungstellung eines 
arbeitgebereigenen KFZs stimmen.

Firmen mit unregelmäßiger Arbeits-
zeit (z.B. Gleitzeit, Wechselschich-
ten) bitten wir, sich noch einmal 
bzgl. detaillierter Vorgangsweise an 
uns zu wenden, da es hier einige Be-
sonderheiten gibt.

Bitte weisen Sie Ihre Arbeitnehmer 
mit Pendlerpauschale darauf hin, 
dass sie bei Änderung der Verhält-
nisse (Änderung von Adresse, Ar-
beitszeit, Umstellung Winter- auf 
Sommerfahrplan und umgekehrt, 
Fertigstellung neuer Straßen etc.) 

umgehend von sich aus einen neu-
en unterschriebenen Ausdruck des 
Pendlerrechners an uns übermit-
teln bzw. das Pendlerpauschale ggf. 
ganz widerrufen müssen.

Bzgl. der Vorgangsweise bei Arbeit-
nehmern, die bereits laufend ein 
Pendlerpauschale geltend gemacht 
haben, haben wir die betroffenen 
Firmen bereits per E-Mail informiert.

Ab März 2014 wird die Obergren-
ze für Sachbezüge für die Privat-
nutzung von Firmen-Pkws wie folgt 
angehoben:

•	Voller Sachbezug: 	 Statt bisher max. EUR 600,– => ab März: max. EUR 720,–  
•	Halber Sachbezug:	Statt bisher max. EUR 300,– => ab März: max. EUR 360,–

Kurz notiert: Erhöhung Obergrenze 
für Sachbezug Firmen-PKW
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Zuerst sollte vom Arbeitgeber die 
Beeinträchtigung aufgrund von Al-
koholkonsum festgestellt werden 
und dieser Verdacht gegenüber dem 
Mitarbeiter ausgesprochen werden. 
Andere Mitarbeiter, der Betriebsarzt 
oder Betriebsratsmitglieder sollten 
dazu auch befragt werden – deren 
Zeugenaussage reicht in der Regel 
als Beweis aus. Ein Alkoholtest ist 
nicht zwingend vorgeschrieben, da 
dieser ja vom Mitarbeiter verweigert 
werden kann. Die Kosten dafür wä-
ren vom Arbeitgeber zu tragen. 

Der offensichtlich berauschte 
Mitarbeiter ist unverzüglich nach 
Hause zu schicken. Dabei ist er un-
bedingt vor Zeugen darauf hinzu-
weisen, dass er am nächsten Tag 
wieder zur Arbeit zu erscheinen hat.  
Dadurch verhindert man, dass der 
Mitarbeiter die Aufforderung, nach 
Hause zu gehen, als Entlassung, 

Kündigung oder Dienstfreistellung 
auffasst. 

Das schriftliche Protokoll, das man 
über den Vorfall erstellen sollte, hat 
das Datum, die Uhrzeit und den Ort 
und auch die Namen der Zeugen zu 
beinhalten. Daneben noch die An-
zeichen für die Alkoholisierung (z.B. 
glasiger Blick, lallende Sprache, 
Geruch…) und welche Tätigkeit der 
Mitarbeiter im betrunkenen Zustand 
verrichtet hat. 

Am nächsten Tag, wenn der Mitar-
beiter wieder nüchtern zur Arbeit 
erscheint, ist mit ihm ein Gespräch 
zu führen, bei dem er verwarnt wird. 
Bitte beachten Sie, dass solche 
Verwarnungen immer in zeitlich 
engem Zusammenhang mit dem 
Vorfall erfolgen müssen. Es sollte 
dem Mitarbeiter eine schriftliche 
Verwarnung ausgehändigt werden, 

deren Übernahme er mit Unter-
schrift bestätigen sollte. Auf jeden 
Fall ist dem Mitarbeiter als Konse-
quenz einer Wiederholung des Vor-
falls die sofortige Entlassung an- 
zudrohen.

Verweigert der Dienstnehmer die 
Annahme der Verwarnung, dann 
kann diese vor Zeugen auch münd-
lich ausgesprochen werden und 
ihm das Schriftstück eingeschrie-
ben zugestellt werden. 

Eine Entlassung kann prinzipiell 
nur bei Vorliegen der gesetzlichen 
Voraussetzungen und grundsätz-
lich auch nur sofern es sich beim 
Arbeitnehmer nicht um eine Alko-
holkrankheit handelt, ausgespro-
chen werden. Wir sind Ihnen in der 
Klärung dieser sensiblen Fragen 
gerne behilflich!

Aus aktuellem Anlass möchten 
wir nochmal daran erinnern, dass 
seit 2008 sämtliche Anmeldungen 
vor Arbeitsantritt bei der zustän-
digen Krankenkasse eingelangt 
sein müssen. Eine verspätete An-
meldung kann zu beträchtlichen 
Beitragszuschlägen und Verwal-
tungsstrafen führen, wobei diese 

grundsätzlich auch noch bei Prü-
fungen innerhalb eines Jahres nach 
Anmeldung sanktioniert werden 
können. Lt. bisheriger Rechtspre-
chung gibt es dabei keinerlei Spiel-
raum und Toleranz bei auch nur 
geringfügigen Verspätungen der 
Anmeldungen. Die Durchführung 
der Anmeldung bspw. einer Minute 

nach Arbeitsantritt ist bereits zu 
spät!  Wir ersuchen Sie deshalb,  die 
Anmeldedaten immer rechtzeitig 
vor Arbeitsantritt – d.h. spätestens 
am Tag vor dem Arbeitsbeginn – an 
uns zu übermitteln!

Betrunken am Arbeitsplatz

Wie gehe ich damit um, wenn einer meiner Mitarbeiter alkoholisiert am Arbeitsplatz 
erscheint?

Für die Pinwand: Erinnerung - 
Anmeldung vor Arbeitsantritt

Verlässliche Partner – 
in guten wie in schlechten Zeiten

Vertrauen ist jener Begriff, der wie kein zweiter die Grundlage des Bankgeschäftes 
kennzeichnet. Vertrauen ist schwer wieder zu gewinnen.
 
Es zählt daher zu den bedrückendsten Beobachtungen - 
gerade wieder in der jüngeren Vergangenheit - wie einige 
namhafte Kreditinstitute dieses wertvollste Kapital auf 
bisweilen spektakuläre und unrühmliche Art und Weise 
verspielt haben. Sie haben damit der gesamten Finanz-
dienstleistungsbranche einen weiteren massiven Anse-
hensverlust zugefügt. 

Man denke an das Bekanntwerden erschreckender Vor-
gänge wie die Manipulation des Euribor oder des Libor, an 
Steuerbetrug oder fragwürdige Geschäfte mit Hypothe-
karkrediten und ähnliches mehr. Einige, hauptsächlich 
große Banken, haben die Bankenwelt aus dem Lot ge-
bracht. Eine ganze Reihe von Eigenschaften sind von de-
ren Unternehmensführern vernachlässigt worden. Dazu 
gehören Augenmaß und vor allem Verantwortungsgefühl 
und Anstand. Daher hat in den letzten Jahren die Politik 
und die Bankenaufsicht mit einem umfangreichen Regel-
werk das Heft des Handelns in die Hand genommen. 

Das ist von der Idee her grundsätzlich in Ordnung und 
notwendig. Aber man wünscht sich dabei mehr Augen-
maß. Schuld an der Krise waren nur vergleichsweise 
wenige große Bank-Konzerne. Getroffen von der Regulie-
rungswut werden jetzt alle, egal ob sie zur Krise beige-
tragen haben oder nicht. Das trifft auch ganz besonders 
unsere genossenschaftliche Raiffeisen Gruppe, die sich 
aber im Wettbewerb bisher erfolgreich behauptet hat 
und sich auch in der Krise bewährt.

Auch die Oberpinzgauer Raiffeisenbanken stellen sich 
seit geraumer Zeit auf die neuen Rahmenbedingungen 
ein. Erfreulicherweise haben wir auf Grund einer soliden 
Geschäftspolitik und eines konsequenten Kostenma-

nagements auch 2013 wieder ein gutes Ergebnis erzie-
len können. Wir haben unser Eigenkapital gestärkt und 
ausreichend Risikovorsorgen gebildet. Unsere Ertrags-
lage ist gut und die neuen Eigenkapitalvorschriften aus 
Basel III, die mit 1. Jänner in Kraft getreten sind, können 
wir übererfüllen. Wir sind für einen wirtschaftlichen Auf-
schwung gut gerüstet und können unseren Kunden aus-
reichend Finanzierungsmittel zur Verfügung stellen.

Unser wirtschaftlicher Fokus liegt weiter auf der Region 
und unsere Geschäftspolitik ist wie bisher auf Nachhal-
tigkeit und Stabilität ausgerichtet. Unser Anspruch ist in 
guten wie in schlechten Zeiten eine verlässliche Bank für 
unsere Kunden zu sein. 

Eine Information Ihrer 
Oberpinzgauer Raiffeisenbanken
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